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1. Frauen in Führungspositionen: Die Umstände müssen sich verändern, nicht „die“ 
Frauen 
 
Männer sind motorisch im Vorteil, Frauen hingegen sprachlich gewandter und besser im 
sozialen Umgang mit ihren Mitmenschen. Dies wurde beim internationalen DAV-Forum 
Women Leaders Today and Tomorrow, das am 8. Mai 2014 in Berlin stattfand, von 
Hirnforscher Prof. Dr. Dr. Manfred Spitzer aus neurowissenschaftlicher Sicht bestätigt. 
Frauen sind also bestens dafür ausgerüstet, Führungspositionen auszufüllen. Warum sind 
weibliche Managing Partner in Großkanzleien und Unternehmen dann immer noch die 
Ausnahme? – Und das nicht nur in Deutschland, sondern auch in den USA und 
Großbritannien, wie Laurel Bellows (Anwältin und Immediate Past President der American 
Bar Association) und Christina Blacklaws (Anwältin und Präsidiumsmitglied der Law Society 
of England and Wales) berichteten. Die Arbeitsbedingungen und die Kultur in Unternehmen 
sind nach wie vor auf die Bedürfnisse von Männern ausgerichtet. Dies machte Renate 
Künast, Vorsitzende des Ausschusses Recht und Verbraucherschutz im Bundestag, deutlich. 
Wie dies geändert werden kann, wurde auf dem Forum lebhaft diskutiert. Das Forum ist auf 
der Seite des DAV-Blogs für Sie dokumentiert. 
 
2. DAV fordert rechtspolitische Diskussion über Rahmen nachrichtendienstlicher 
Tätigkeit 
 
Der DAV begrüßt in seiner Stellungnahme 25/2014 ausdrücklich, dass der Deutsche 
Bundestag den „NSA-Untersuchungsausschuss“ eingesetzt hat und die so angestoßene 
gesellschaftliche und rechtspolitische Debatte über die nachrichtendienstliche Tätigkeit auch 
der deutschen Dienste. Das umfasst ihren Nutzen, ihre Grenzen, ihre Bindung an Recht und 
Gesetz, sowie ihre effektive Kontrolle. Maßstab für diese Diskussion kann und muss u. a. die 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts zur verfassungsrechtlichen Ausgestaltung 
des Rechts auf informationelle Selbstbestimmung und das EuGH-Urteil zur 
Vorratsdatenspeicherung vom 8. April 2014 sein. 
 
3. Vorschläge für eine Änderung des deutschen Rechts in Umsetzung des EuGH-
Urteils vom 7. November 2013 in der Rs.C-72/12 (Altrip) 
 
Der DAV fordert aufgrund des Urteils des EuGH vom 7. November 2013 (Gemeinde Altrip) in 
einer Initiativstellungnahme eine Änderung der §§ 4 und 5 des 
Umweltrechtsbehelfsgesetzes. 
 
Er schlägt vor, eine klarstellende Ergänzung aufzunehmen, aus der hervorgeht, dass die 
Anwendung des § 46 VwVfG in den nicht von § 4 Abs. 1 Satz 1 des Regelungsvorschlags 
erfassten Fällen unberührt bleibt. Die derzeitige Regelung entspricht dem Gebot einer 
hinreichend bestimmten und klaren Richtlinienumsetzung nicht. Der DAV regt an, die 
Übergangsvorschrift des § 5 Abs. 1 UmwRG dahingehend zu ändern, dass die durch das 
Gesetz begründeten Klagerechte auch auf solche behördlichen Zulassungsverfahren 
Anwendung finden, die zwar vor dem 25. Juni 2005 eingeleitet, aber erst nach diesem 
Zeitpunkt abgeschlossen wurden. Zur Stellungnahme. 
 
4. PKH im Strafverfahren ist noch ausbaufähig  
 

http://www.davblog.de/video-women-leaders-today-and-tomorrow/
http://anwaltverein.de/downloads/DAV-SN25-14.pdf
http://anwaltverein.de/downloads/DAVSN23-14.pdf


Dass der EU-Gesetzgeber sich der vorläufigen Prozesskostenhilfe (PKH) im Rahmen einer 
Richtlinie annimmt ist begrüßenswert – eine verbindliche Regelung der gesamten PKH im 
Strafverfahren wäre jedoch wünschenswert gewesen. Zu dem Ergebnis kommt der 
Strafrechtsausschuss des DAV in seiner Stellungnahme 26/2014 zum Richtlinienvorschlag 
über vorläufige Prozesskostenhilfe bei Freiheitsentzug und in Verfahren zur Vollstreckung 
eines europäischen Haftbefehls COM(2013) 824 final und zur Empfehlung zum Recht auf 
Prozesskostenhilfe in Strafverfahren für Verdächtige oder Beschuldigte C(2013) 8179 final. 
Der DAV bedauert, dass die Kommission erst nach 48 Monaten prüfen will, ob über die 
unverbindliche Empfehlung herausgehender Bedarf nach verbindlichen Maßnahmen zur 
Prozesskostenhilfe im Strafverfahren besteht. Kritisch wird außerdem gesehen, dass die in 
der Empfehlung festgelegten Bewilligungskriterien für die Prozesskostenhilfe im 
Strafverfahren von einer Bedürftigkeitsprüfung und/oder von einer Prüfung des 
Rechtspflegeinteresses nach nationalem Recht abhängig gemacht werden, so dass 
restriktive nationale Praktiken das Recht auf Zugang zu einem Rechtsbeistand insoweit 
leerlaufen lassen können. Darüber hinaus hält der DAV eine einheitliche 
Bestimmungsgrundlage der Mindestvergütung für Rechtsanwälte für unbedingt erforderlich – 
nur so kann sichergestellt werden, dass die Höhe der getragenen Anwaltsgebühren nicht die 
Qualität der Strafverteidigung beeinflussen kann. Dies stünde auch im Gleichgewicht mit den 
in der Empfehlung vorgesehenen besonderen Qualitätsanforderungen an sog. 
„Prozesskostenhilfeanwälte“. 
 
5. Der 65. Deutsche Anwaltstag 2014 vom 26. bis 28. Juni 2014 in Stuttgart: 
 
Um Ihnen bei der Themenvielfalt einen besseren Überblick über einzelne Veranstaltungen zu 
verschaffen, finden Sie einige Informationen im Folgenden. Die Beschreibung weiterer 
Veranstaltungen in alphabetischer Reihenfolge finden Sie hier und unter www.anwaltstag.de.  
 
Die App zum Anwaltstag – mobil unterwegs auf dem Deutschen Anwaltstag 2014 
 
Alle Informationen rund um den 65. Deutschen Anwaltstag finden Sie ab sofort auch mit der 
aktuellen Anwaltstag-App. Die App ist Ihr persönlicher, virtueller Wegweiser durch die 
Veranstaltung; mit ihr finden Sie sich sowohl am Veranstaltungsort als auch im Programm 
zurecht und haben alle Infos immer griffbereit und aktuell dabei. Dank der praktischen 
Suchfunktion sind Fragen zur Veranstaltung schnell beantwortet. Neu und ideal für die 
individuelle Planung des Anwaltstages: Mit der Funktion „Mein DAT“ können Sie sich Ihr 
ganz persönliches Programm für den Anwaltstag zusammenstellen. 
 
Die App steht für Sie ab kommender Woche im App Store (iOS) zum Download bereit, im 
Google Play Store (Android) gibt es sie bereits jetzt, und zwar hier.  
 
DAT 2014 – Funktionen der Allgemeinanwälte im Rechtsstaat 
 
Vielfalt ist des Allgemeinanwalts Sache, im Rechtsstaat erfüllt er damit wichtige Funktionen. 
Die Arbeitsgemeinschaft Allgemeinanwälte wird diese Funktionen anhand bestimmter 
Tätigkeitsfelder und -methoden auf dem Deutschen Anwaltstag herausarbeiten (26. Juni 
2014, 13.30 – 15.30 Uhr). Nach Impulsvorträgen zur „Selbstbestimmung im 
Vorsorgebereich“, zur „aktiven Teilhabe durch Mediation“, zur „Rechtsvermittlung in 
grenznahen Regionen“, zu „qualifizierten Terminsvertretungsnetzwerken“ und zur 
„juristischen Methodenlehre im Kampf gegen die Rechtsprechung“ wird der 
Geschäftsführende Ausschuss der Arbeitsgemeinschaft mit dem Publikum auch darüber 
diskutieren, welche Bedeutung die Schließung von Gerichtsstandorten für die 
Allgemeinanwälte hat. 
 
DAT 2014: Datenschutz, Meinungsfreiheit und Soziale Netzwerke 
 

http://anwaltverein.de/downloads/stellungnahmen/DAV-SN-26Prozesskostenhilfe1.pdf?PHPSESSID=jafjrp378ki3d9ldooi8jsfvg6
http://db.eurocrim.org/db/de/doc/2005.pdf
http://db.eurocrim.org/db/de/doc/2007.pdf
http://www.anwaltverein.de/downloads/DAT-Themen.pdf
http://www.anwaltstag.de/
https://play.google.com/store/apps/details?id=air.DAT2013&hl=de


Wenn sich immer mehr Private im Internet und im Web 2.0 an der öffentlichen 
Meinungsbildung beteiligen und wenn soziale Netzwerke immer erfolgreicher werden und die 
Nutzer mehr und mehr Informationen, aber auch sensible Daten mit anderen teilen, stößt 
dann das bisherige Datenschutzrecht an seine Grenzen? Mit dieser und ähnlichen Fragen 
befasst sich die Arbeitsgemeinschaft Geistiges Eigentum & Medien (AGEM) in zwei 
spannenden Podiumsdiskussionen am 27. Juni auf dem DAT 2014 in Stuttgart. Die 
Referenten diskutieren aus Sicht von Wissenschaft und Praxis den rechtlichen Rahmen und 
geben einen aktuellen Überblick über den Stand der Rechtsprechung, aktuelle 
Gesetzesvorhaben und weiteren Handlungsbedarf. Im ersten Teil heißt es: „Datenschutz und 
Meinungsfreiheit: Regulierung von Medieninhalten über das BDSG?“. Im zweiten Teil 
beleuchten die Referenten „Die Nutzung von Facebook, Dropbox & Co aus medien- und 
datenschutzrechtlicher Sicht“ -eine Gradwanderung zwischen „Selbstpreisgabe und 
Datenschutz“. Die Referenten bringen dabei ihre Erfahrungen aus der Lehre, aus Politik und 
Verwaltung, aus Medienunternehmen und aus der anwaltlichen Tätigkeit ein und garantieren 
so eine lebhafte und kontroverse Vortrags- und Diskussionsveranstaltung. 
 
6. Sendehinweis „Mörder ist, wer…“, Deutschlandfunk 
 
Am 16. Mai 2014 können Sie einen Beitrag von Gudula Geuther in der Sendung 
„Hintergrund“ um 18:40 Uhr im Deutschlandfunk hören. Dieser befasst sich unter dem Titel 
„Mörder ist, wer…“ mit der DAV-Veranstaltung Reform der Tötungsdeliktsnormen am 29. 
April 2014 im DAV-Haus. Es geht dabei um die neu vom DAV angestoßene Diskussion um 
die Reform des §§ 211 ff. Strafgesetzbuch. 
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